




Ein kalter Winterwind treibt die 
Menschen im Dezember 2023 

hastig durch die Leipziger Straßen, 
als Melanie, eine Mutter aus Linde-
nau im Westen der Stadt, das Soziale 
Zentrum „Clara Zetkin“ (SZ) betritt. 
Auch sie ist getrieben, aber nicht von 
der Jahreszeit, sondern von den Prob-
lemen, die der Kapitalismus für sie als 
Mutter erzeugt: „Mir ging es scheiße, 
ich hatte ganz andere Vorstellungen 
von Mutterschaft. Die Gesellschaft 
hat mir das Bild verkauft, dass Mut-
ter sein allein schon sehr glücklich 
macht und alle Probleme, die ich vor-
her hatte, sich in Luft auflösen. Ich 
habe dann aber genau die gegenteili-
ge Erfahrung gemacht.“

Melanie ist aber nicht gekommen, 
um bloß ihrem Unmut Ausdruck zu 
verleihen. Nein, sie ist gekommen, 
um aktiv zu werden. Sie hat eine 
Idee mitgebracht und sieht im SZ 
die Räumlichkeiten, ihre Idee zu ver-
wirklichen. Sie will ein Treffen für 
Mütter von Müttern organisieren, in 
dem sie sich über die Probleme der 
Mutterschaft im Kapitalismus poli-
tisch unterhalten, aber auch über all-
gemeine Probleme des Kapitalismus 
aus der Perspektive von Müttern aus-
tauschen kann. Ihre Idee ist: Mütter 
sollen sich als politische Subjekte be-
greifen, nicht nur als Mütter, nicht nur 
als Betroffene, sondern als handelnde 
Menschen, die einen kämpferischen 
Beitrag zur Befreiung vom Kapitalis-
mus leisten können und wollen.

Schnell trifft sie in ihrer Suche auf 
Krissi, die beim Leipziger Solidari-
tätsnetzwerk organisiert und eben-
falls Mutter ist. Das Treffen sollte sich 
als großer Glücksfall herausstellen. 
Hier haben sich zwei „Schwestern 
im Geiste“ getroffen, wie Melanie  
ein Dreivierteljahr nach Beginn der 
regelmäßigen Treffen rückblickend 
mit sichtbarer Begeisterung feststellt. 
Jetzt finden sich zwei sich ergänzen-
de Stärken zu einer Einheit zusam-
men: Das Feuer, das Melanie als von 
der bürgerlichen Ideologie getäusch-
te, kämpferische Mutter antreibt 
und die politische Erfahrung und die 
ausgeprägte Fähigkeit, die einzelnen 
Erscheinungen des Patriarchats mit 

dem Ganzen des Kapitalismus zu ver-
binden, die Krissi auszeichnen. Ver-
eint in der politischen Absicht und 
der gemeinsamen Lebenswirklichkeit 
der Mutterschaft im Kapitalismus 
machen sich die beiden an die Arbeit.

Alte Hürden und  
neue Stärken

Aber Moment mal – wieso gibt es 
solche Projekte, die politische Orga-
nisierung von Müttern und Eltern 
nicht überall in Deutschland? Krissi 
hat sich darüber Gedanken gemacht: 
„Es gab und gibt in der politischen 
Widerstandsbewegung noch immer 
eine mangelnde Bereitschaft, Mütter 
zu organisieren. Dafür gibt es ver-
schiedene Gründe, wie eine falsche 
Analyse, bei der man davon ausgeht, 
dass die Bewegung noch nicht bereit 
dafür ist. Aber auch eine Fortsetzung 
patriarchaler Verhältnisse in der Be-
wegung selbst. So werden Männer 
eher gesellschaftlich politisiert, was 
sich in ihrer Überzahl in der Bewe-
gung zeigt. Es fällt ihnen oft schwer, 
Frauen zu organisieren. Zudem sind 
sie häufig unwillig, sich um Kinder-
betreuung zu kümmern, um Müttern 
politische Freiräume zu schaffen. Und 
letztlich gibt es auch eine verbreite-
te mangelnde Flexibilität im Denken, 
die es nicht erlaubt, sich darüber Ge-
danken zu machen, wie man Mütter 
abseits von wöchentlichen Plena oder 
Demos organisieren kann.“

Auch Alice, eine Mutter aus dem Ber-
liner Stadtteil Fennpfuhl, die dort im 
Solidaritätsnetzwerk organisiert ist, 
hat sich solche Gedanken gemacht. 
Auch sie konnte nicht an jedem Ple-
num teilnehmen und wollte sich nicht 
mit der Situation von Müttern und 
Eltern im Kapitalismus und der Träg-
heit der linken Bewegung abfinden. 
Deswegen ist sie aktiv geworden und 
hat einen Familienbrunch aufgebaut. 
Sie leitet jetzt die monatlichen Tref-
fen an, bei denen Eltern, mehrheitlich 
Mütter, durch Kinderbetreuung und 
ein lockeres Zusammenkommen die 
Möglichkeit gegeben wird, sich aus-
zutauschen und auch politische Ge-
spräche zu führen.

Was sich in Berlin gerade noch lang-
sam entwickelt, hat in Leipzig unter 
Krissis und Melanies Leitung rasch 
große Schritte gemacht. Die Politisie-
rung der Treffen, die unter dem Ti-
tel „Clara trifft Mütter“ veranstaltet 
werden, gelingt ganz natürlich. Die 
Probleme, die der Kapitalismus für 
die Mutterschaft erzeugt, werden ge-
meinsam besprochen und in den Zu-
sammenhang mit dieser Gesellschaft 
und dem Patriarchat gebracht. Auch 
grundlegende Themen wie die aktu-
elle Militarisierung werden aus der 
Perspektive der Mütter besprochen. 
So sind Mütter noch stärker von der 
Doppelbelastung der Frauen im Kapi-
talismus betroffen. Sie kümmern sich 
meist um die Pflege und Erziehung 
der Kinder, regeln den Haushalt und  
werden bei der Lohnarbeit schlechter 
bezahlt als Männer. 

Unter den Müttern hat sich dabei eine 
eigene Kollektivität und Vertrautheit 
entwickelt, die es ihnen erlaubt, auch 
Gefühlen Ausdruck zu verleihen, die 
sie unter anderen Umständen ver-
mutlich nicht äußern  würden. Aber 
genau darum geht es: Wegzukom-
men von der individuellen Schuldzu-
schreibung und die Wurzeln der Pro-
bleme – nicht nur der Mutterschaft 
– im Kapitalismus aufzuzeigen, um 
sie wirklich zu lösen.

Melanie beschreibt  das neue Ge-
fühl in der Gruppe: „Es ist sehr an-
strengend, den Spagat eigener und 
gesellschaftlicher Anforderungen zu 
erfüllen und am Ende wird man noch 
dafür beschämt, es sowieso nie gut 
genug zu tun und dann kommst du 
hierher und du fühlst dich gut und es 

ist ein richtiger Egopush und alle be-
stärken sich und sind füreinander da 
– das ist schon ziemlich cool.“

Kämpferisch in die Zukunft

Dass es für die Mütter nicht dabei 
bleibt, sich besser zu fühlen und Ver-
ständnis zu finden, sondern dass die-
se Gefühle und Einsichten in Aktio-
nen verwandelt werden, zeigt schon 
jetzt die erste eigene Kundgebung 
des Leipziger Müttertreffs. Aus An-
lass des internationalen Tages gegen 
Gewalt an Frauen halten sie am 23. 
November zum „Roses Revolution 
Day“ um 10 Uhr eine Kundgebung 
am Bayerischen Platz ab, in der sie 
die viel zu wenig beachtete Gewalt in 
der Geburtshilfe öffentlich themati-
sieren werden.

Damit kündigt sich nicht nur ein wei-
teres und vertieftes Zusammenwach-
sen der Gruppe an. Sie zeigen damit 
auch praktisch auf, über welche gro-
ßen politischen Potentiale Mütter 
verfügen, wie Krissi deutlich macht: 
„Es kommen gleich zwei Lebenswirk-
lichkeiten zusammen, die die Kampf-
bereitschaft der Mütter erhöhen: Die 
direkte Erfahrung des Patriarchats 
und der Wunsch nach einer besseren 
Zukunft für die eigenen Kinder.“

Nächste Treffen:

10.11., 10 Uhr, Leipzig, Soziales Zen-
trum „Clara Zetkin“, Clara trifft Müt-
ter

24.11., 10 Uhr, Berlin, Familienzent-
rum und Jugendclub „Judith Auer“, 
Berliner Elternbrunch

Mutter sein wird als die Erfüllung des Lebens aller Frau-
en dargestellt. Unter kapitalistischen Verhältnissen sieht 
die Wirklichkeit sehr anders aus. Mütter in Leipzig und 
Eltern in Berlin werden daher aktiv gegen die Gründe 
dieser Verhältnisse. – Ein Bericht von Johann Khaldun.
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Mütter organisieren sich  
gegen Patriarchat und Kapital



 Ausgabe Nr. 92 | November 20244

Die Schlüsselindustrie des deut-
schen Kapitalismus ist gerade in 

keinem guten Zustand. Im Oktober 
meldete ein deutscher Autokonzern 
nach dem anderen sinkende Ab-
satzzahlen für seine Fahrzeuge. Be-
sonders schlecht sieht die Lage bei 
Volkswagen und BMW aus. Bei VW 
könnten mittelfristig bis zu 30.000 
Stellen wegfallen. Der Wolfsburger 
Konzern schließt auch nicht mehr 
aus, erstmals Produktionsstandorte 
in Deutschland zuzumachen. Schon 
seit Jahresbeginn kündigten zahlrei-
che Auto- und Zulieferunternehmen 
massive Stellenabbauprogramme an, 
darunter ZF und Bosch. 

Deutsche Bank sieht 
130.000 Jobs gefährdet 

Die Krise der deutschen Autobauer 
ist Bestandteil der allgemeinen Krise 

Deutschlands Schlüssel-
industrie in der Krise

Die deutsche Autoindustrie steckt tief in der Krise. Eine Analyse der Deutschen Bank spricht von einem „Arbeits-
platzüberhang“ von 130.000 Jobs. Kapitalvertreter rufen bereits nach Steuergeldern und Lohnsenkungen. 

der deutschen Industrie. Die Indust-
rieproduktion in Deutschland hatte 
ihren letzten Höhepunkt im Novem-
ber 2017. Seitdem kam es zu zwei 
Überproduktionskrisen, der Coro-
na-Pandemie mit weltweiten Lock-
downs und der Energiekrise infolge 
des Ukrainekrieges. Im Juni 2024 lag 
der Produktionsindex ganze 14 Pro-
zent unterhalb des Wertes von 2017. 
Seit 2021 geht der Trend mit gewissen 
Schwankungen nach unten. 

Eine im September bekannt gewor-
dene Analyse der Deutschen Bank 
hat aufgezeigt, dass die Produktion 
der Autoindustrie aktuell sogar um 
23 Prozent unter ihrem Höchststand 
liegt. Aus der Tatsache, dass die Zahl 
der Beschäftigten seither aber nur um 
8 Prozent zurückgegangen ist, leitet 
das Institut einen „Arbeitsplatzüber-
hang“ von 130.000 Jobs ab: So viele 

Jobs seien also in Deutschlands Kern-
industrie in Gefahr. 

Neben der Wirtschaftskrise ist die 
Lage der Autoindustrie auch Aus-
druck ihrer laufenden Transforma-
tion hin zur Produktion von Elektro-
autos. Deren Verkauf hatte der Staat 
für einige Zeit durch Fördergelder 
künstlich hochgetrieben. Seit die Am-
pelregierung diese Subventionen im 
vergangenen Jahr gestrichen hat, ist 
der E-Auto-Absatz wieder zweistel-
lig nach unten gegangen. Jetzt will 
die Regierung erneut umsteuern und 
wieder Förderungen einführen. Rund 
70 Prozent ihres Gesamtumsatzes 
macht die Autoindustrie heute durch 
Exporte. Hier fürchten Ökonom:in-
nen und Kapitalvertreter:innen je-
doch, dass die deutschen Konzerne 
den Anschluss zur internationalen 
Konkurrenz verlieren könnten. 

Lobbyist:innen rufen nach 
staatlicher Unterstützung 

Den führenden Lobbyist:innen des 
deutschen Kapitals reichen die bishe-
rigen Steuergeschenke deshalb nicht 
aus. Hildegard Müller vom Verband 
der deutschen Autoindustrie (VDA) 
kritisierte etwa zu hohe Energiekos-
ten und das deutsche Steuersystem. 
Auch die Personalkosten seien zu 
hoch. In eine ähnliche Richtung geht 
der Bundesverband der deutschen 
Industrie (BDI). Damit kündigt sich 
vor der Bundestagswahl im nächsten 
Jahr eine Industriekampagne für sin-
kende Löhne und Steuersenkungen 
für Unternehmen an.  

Wirtschaft
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Im Oktober feierte der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) den 75. 

Jahrestag seiner Gründung. Der DGB 
ist der Dachverband der führenden 
deutschen Gewerkschaften wie der 
IG Metall, der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft (Ver.di), der IG 
Bergbau Chemie Energie, der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) und der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP). 

Die Rolle, die der DGB und seine Mit-
gliedsorganisationen heute in der 
betrieblichen und politischen Land-
schaft spielen, ergibt sich schon aus 
ihrer Entstehung. Nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs war es in West-
deutschland zunächst zu einem Auf-

DGB: 75 Jahre Einheitsgewerkschaft
schwung betrieblicher Kämpfe und 
einem erheblichen Erstarken der 
Kommunistischen Partei gekommen. 
1946 gingen bei den ersten Betriebs-
ratswahlen 38 Prozent der Betriebs-
ratsposten an die Kommunist:innen. 
Die westlichen Besatzungsmächte 
gingen mithilfe der SPD entschlossen 
und machtpolitisch gegen den kom-
munistischen Einfluss in der neu ent-
stehenden Gewerkschaftsbewegung 
vor. Sie setzten dabei auf das Orga-
nisationskonzept politisch angeblich 
neutraler, zentralistischer Einheits-
gewerkschaften, die sich allein auf 
wirtschaftliche Kämpfe beschränken 
sollten. Diese wurden unter der Füh-
rung von Funktionär:innen wie Hans 

Böckler und Fritz Tarnow faktisch als 
antikommunistische Richtungsge-
werkschaften aufgebaut. Der Begriff 
„Einheitsgewerkschaft“ verbirgt da-
bei demagogisch, dass es sich um eine 
Einheit auf bürgerlicher Grundlage 
und unter sozialdemokratischer He-
gemonie handelt. Kommunist:innen 
wurden schon in der Gründungspha-
se der DGB-Gewerkschaften syste-
matisch aus ihren Führungsgremien 
entfernt, z.B. durch Ausschluss. Dies 
hat sich später fortgesetzt.

Der DGB und seine Mitgliedsorgani-
sationen sind heute weitestgehend zu 
bürokratischen Apparaten erstarrt, 
die eine lebendige und breite Betei-
ligung der Mitgliedschaft bereits in 

ihren Ansätzen ersticken. Zusammen 
mit den Betriebsräten als Co-Ma-
nagement-Instanzen in großen Un-
ternehmen organisieren sie faktisch 
den Betriebsfrieden von oben. Dies 
hat zu einer Krise der Gewerkschaf-
ten geführt, deren deutlichster Aus-
druck ihr Mitgliederschwund ist. Im 
Jahr 2021 lag der gewerkschaftliche 
Organisierungsgrad unter den Be-
schäftigten in Deutschland nur noch 
bei 17,4 Prozent. Im öffentlichen 
Dienst und den Schlüsselindustrien 
— wie z.B. der Auto- und Zulieferin-
dustrie — bleiben die DGB-Gewerk-
schaften trotzdem die führende Kraft 
unter den Belegschaften. 
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Oliver Hilburger ist bei YouTube 
umtriebig. Der ehemalige Gi-

tarrist einer Rechtsrock-Band lässt 
sich dort etwa in einem dreizehnmi-
nütigen Video über die Krise in der 
Autoindustrie aus. Hier zeige eine 
ideologiegetriebene Transformation 
zu Elektroautos ihre „toxische Wir-
kung“, was sich etwa am Arbeits-
platzabbau bei VW, ZF, Bosch, Con-
tinental und anderen Firmen zeige, 
lautet seine Argumentation: „Die 
Mobilitätswende muss sofort beendet 
werden, weil sie ist der Sargnagel auf 
dem Wohlstand, der wesentlich dazu 
beiträgt, dass Deutschland eben da 
steht, wo es zumindestens in der Ver-
gangenheit gestanden hat.“

Opposition zu den Ein-
heitsgewerkschaften?

Hilburger ist Vorstandsvorsitzender 
der „alternativen Gewerkschaft“ Zen-
trum Automobil, die in den Daimler-
Werken Untertürkheim und Rastatt 
sowie den Leipziger Standorten von 
BMW und Porsche inzwischen einige 
Betriebsräte stellt. Neben der Zwil-
lingsorganisation „Zentrum Gesund-
heit & Soziales“ versuchen sich die 
Zentrum-Automobil-Aktivist:innen 
als Alternative zu den etablierten 
DGB-Gewerkschaften darzustellen: 
„Wir sind die Opposition zu den ge-
kauften Einheitsgewerkschaften. (…) 
Wir wollen alternative Interessen-
vertretungen aufbauen und eine fes-
te Opposition gegen die Monopolge-
werkschaften errichten.“

In verschiedenen Beiträgen und Vi-
deos greift Zentrum Automobil das 
Co-Managementsystem an, mit dem 
Betriebsräte in deutschen Konzernen 
in die Unternehmensführung einge-
bunden sind und dafür Managerge-
hälter erhalten. Der Verein hat auch 
schon selbst gegen die Begünstigung 
von IG-Metall-Betriebsräten bei Mer-
cedes geklagt.

Der selbsterklärte Anspruch, „alter-
native Interessenvertretungen für 
alle Arbeitnehmer“ aufzubauen und 
„eine feste Opposition gegen die 
Monopolgewerkschaften“ zu errich-
ten, entpuppt sich jedoch bei nähe-
rem Hinsehen als Demagogie. Denn 

„Zentrum Automobil“ kritisiert die 
DGB-Gewerkschaften und die Ma-
chenschaften von Großkonzernen 
ausdrücklich von rechten, reaktionä-
ren und verschwörungstheoretischen 
Positionen aus. 

Klassenkampf oder  
Kampf gegen einen  

„Great Reset“?

Dies wird besonders in einem län-
geren Text auf der Zentrum-Websei-
te deutlich, der eine „systematische 
Zerstörung der Mittelschicht und 
des Mittelstands“ anprangert. Darin 
werden gegenwärtige wirtschaftliche 
und politische Krisenerscheinungen 
aufgegriffen und auf die „Konzentra-
tion von Reichtum, Macht und Kont-
rolle in den Händen von so wenigen“ 
zurückgeführt. 

Diese Machthaber, weiter vorne be-
nannt etwa als Vermögensverwalter 
wie Blackrock und große IT-Konzerne 
wie Microsoft, Google, Amazon und 
Co. würden ihre Macht nutzen, „um 
ihren Einfluss nach ihren Vorstellun-
gen als ‚Great Reset‘ — dem großen 
Neustart — global durchzusetzen“. 
Dafür müsse der „Zusammenhalt in 
der Gesellschaft“ zunächst gebrochen 
werden, was vor allem „durch die un-
gehemmte Zuwanderung von Kul-
turfremden“ geschehe, „die sich nicht 
integrieren lassen“. Daneben wer-
den unter anderem die Corona-Poli-
tik und die Zunahme einer digitalen 
Kontrolle über die Bevölkerung als 
Herrschaftsmittel in Richtung einer 
globalen Diktatur genannt — aber 
auch etwa das 2023 eingeführte Bür-
gergeld, „das für die Empfänger noch 
weniger Anreiz gibt, sich um einen 
Job zu bemühen“. 

Was auf den ersten Blick antikapi-
talistisch klingt, ist in Wahrheit also 
nichts anderes als der altbekannte 
Versuch, deutsche Arbeiter:innen 
gegen ihre zugewanderten Kolleg:in-
nen und gegen Arbeitslose auszu-
spielen. Statt den Kapitalismus anzu-
greifen und ihm den Klassenkampf 
der internationalen, solidarischen 
und organisierten Arbeiter:innenk-
lasse entgegenzusetzen, wird eine 

nationale Gemeinschaft von deut-
schen Beschäftigten mit mittelstän-
dischen und kleinen Unternehmen 
beschworen. Diese solle sich gegen 
eine diffuse Dystopie von einer welt-
beherrschenden globalen Elite zur 
Wehr setzen. Am Ende geht es nach 
dieser Argumentation nicht um den 
Kampf der Arbeiter:innenklasse für 
ihre wirtschaftlichen und politischen 
Interessen, sondern um die Stellung 
Deutschlands in der Welt — die Hil-
burger ja z.B. angesichts der Mobili-
tätswende bedroht sieht.

Diese und ähnliche Erzählungen 
werden heute von verschiedenen 
Autor:innen der faschistischen „Neu-
en Rechten“ in die Welt gesetzt und 
unterscheiden sich im Kern nicht von 
der historischen Nazi-Ideologie, die 
eine „jüdische Weltverschwörung“ 
für die Krisenerscheinungen des Ka-
pitalismus verantwortlich machte. 
Vor diesem Hintergrund erklärt es 
sich auch, warum Zentrum Automo-
bil während der Pandemie zu einem 
„Impfstreik“ aufrief und mit Slogans 
wie „Das Virus heißt nicht ‚Corona‘, 
sondern Globalisierung“ hausieren 
ging. Selbst der AfD war Zentrum 
Automobil lange zu extrem. Erst 2022 
wurde der Verein auf Betreiben von 
Björn Höcke von der Unvereinbar-
keitsliste der Partei gestrichen.

Welche Gewerkschaftsbe-
wegung ist nötig?

Nach seiner Entstehung im Jahr 2009 
sprach sich der Zentrum-Verein noch 
klar und deutlich gegen den „Klas-
senkampfgedanken Arbeitnehmer 
gegen Arbeitgeber“ aus, bis er im 
Zuge der Vernetzung mit anderen 
rechten Organisationen wie dem Ver-
ein „Ein Prozent“ und der Zeitschrift 
„Compact“ seine Erzählung anpasste 
und vermeintlich massentauglicher 
machte. Geblieben ist die Feindschaft 
gegen fortschrittliche Bewegungen: 
Die Zentrum-Leute greifen z.B. die IG 
Metall explizit für ihre Verbindungen 
und die Zusammenarbeit mit antifa-
schistischen Kräften an. 

Faschistische Pseudogewerkschaften 
können im Betrieb niemals eine Al-
ternative sein. Das Problem für die 

Beschäftigten ist nicht die eine oder 
andere Antriebstechnologie. Es sind 
nicht die Umweltauflagen und es ist 
schon gar nicht der Kollege anderer 
Herkunft oder der Arbeitslose. Das 
Problem ist vielmehr der Privatbesitz 
an den Produktionsmitteln, der in 
letzter Instanz zu immer wiederkeh-
renden Wirtschaftskrisen führt, in de-
nen die Kapitalist:innen reicher und 
die Arbeiter:innen ärmer werden — 
sodass sie sich z.B. kein eigenes Auto 
mehr leisten können. Das Problem 
ist auch der Staat, der dieses System 
schützt, und es sind gesellschaftliche 
Kräfte wie Gewerkschaftsführungen, 
die heute politisch, institutionell und 
finanziell mit diesem System un-
trennbar verwachsen sind. 

Die Propaganda, die Zentrum Auto-
mobil gegen die DGB-Gewerkschaf-
ten und das Co-Management-System 
betreibt, hat der Verein in Wahrheit 
aus den gewerkschaftspolitischen 
Debatten der kommunistischen Be-
wegung geklaut. Denn es stellt sich 
tatsächlich die Frage, wie sich die Ar-
beiter:innen in der Autoindustrie und 
anderen Branchen am besten organi-
sieren, um die Abwälzung der Krisen-
lasten auf ihren Rücken abzuwehren. 
Diese wird von den antikommunisti-
schen und bürokratischen Führungen 
der DGB-Gewerkschaften aber mit 
organisiert: Nämlich zum Beispiel 
durch die Verhinderung wirksamer, 
unbefristeter Streiks um Tariferhö-
hungen, die tatsächlich die Inflation 
der letzten Jahre ausgleichen. 

Dagegen braucht es die Organisie-
rung einer klassenkämpferischen 
Opposition in den Betrieben und 
perspektivisch die Ablösung der bü-
rokratisierten DGB-Organisationen 
durch neue, selbständige und fort-
schrittliche Gewerkschaften. Diese 
müssen aber auf antifaschistischer 
Grundlage stehen und alle Arbei-
ter:innen umfassen, ob deutsch oder 
mit Migrationshintergrund, ob be-
schäftigt oder arbeitslos. Denn nur 
auf Grundlage dieser Solidarität kann 
die Arbeiter:innenklasse eine Schlag-
kraft gegen das Kapital in den Betrie-
ben und darüber hinaus entwickeln.

Revolutionär oder faschistisch 
auf die Krise antworten?

Die faschistische Gewerkschaft Zentrum Automobil versucht die Krise in der deutschen Autoindustrie demagogisch 
für sich auszunutzen. Geschickt greift sie dabei den DGB und seine faulen Kompromisse mit dem Kapital an. Eine 
wirkliche Alternative zum reformistischen Co-Management kann jedoch nur eine klassenkämpferische Gewerk-
schaftsbewegung mit revolutionärer Orientierung bieten. – Ein Kommentar von Thomas Stark. 
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Ende September kam es zu 
Hausdurchsuchungen bei 
euch. Wie sind diese abge-
laufen?

Die vier Hausdurchsuchungen sind 
recht unterschiedlich abgelaufen. Bei 
uns allen fanden sie dabei zeitgleich 
um 6 Uhr morgens statt . Während die 
einen von den Polizist:innen schika-
niert worden sind, haben sie bei den 
anderen keine unnötigen Witzeleien 
gemacht. Die Hausdurchsuchungen 
haben bis zu drei Stunden gedau-
ert. Die einen Wohnungen haben sie 
recht ordentlich zurückgelassen, die 
Wohnung eines Genossen hingegen 
komplett  verwüstet. Da haben wir 
einen ganzen Nachmitt ag gebraucht 
das ganze Chaos wieder aufzuräu-
men. Auf ällig ist auch, dass sie bei 
der einzigen Frau der vier Betroff e-
nen die Tür eingetreten haben und 
schreiend in die Wohnung gestürmt 
sind. Bei allen anderen haben sie ge-
klingelt. Wahrscheinlich wollten sie 
die Genossin damit zusätzlich ein-
schüchtern.

Was wird euch vorgewor-
fen und wie bewertet ihr 
den Vorwurf?

Die Staatsanwaltschaft  Augsburg 
wirft  uns vor, dass wir im Oktober 
letzten Jahres mit laminierten Flyern, 
die Erklärung der Föderation Klas-
senkämpferischer Organisationen 
(FKO) vom 9. Oktober 2023 verbrei-
tet haben sollen. Uns wird dadurch 
die Billigung und Belohnung von 
Straft aten nach §140 StGB vorge-
worfen. Dieser Vorwurf ist jedoch 
absolut konstruiert. Die Erklärung 
beschäft igt sich mit den Ereignissen 

des 7. Oktober in Israel und Palästi-
na, da in der Erklärung zu lesen ist, 
dass der Widerstand des palästinen-
sischen Volkes grundsätzlich legitim 
ist, werden wir nun verfolgt. Gleich-
zeitig fi nden sich in der Erklärung 
Distanzierungen von islamisch-fun-
damentalistischen Kräft en wie der 
Hamas sowie von religiösem Funda-
mentalismus, antisemitischen Pog-
romen und patriarchaler Gewalt. 
Das wird auch der Augsburger Poli-
zei und dem Staatsschutz nicht ent-
gangen sein. Daher kann man davon 
ausgehen, dass sie diesen Vorwurf 
bewusst konstruiert haben, um einen 
Vorwand zur Durchsuchung unserer 
Wohnungen zu haben. Damit haben 
sie einen Durchsuchungsbeschluss 
beantragt, in dem völlig entstellt 
und aus dem Zusammenhang geris-
sen einzelne Passagen der Erklärung 
als Begründung aufgeführt wurden. 
In den Durchsuchungsbeschlüssen 
wurde unter anderem auch die Paro-
le „Free Palestine“ als Grund für den 
Vorwurf aufgeführt.

Wie hat sich die Palästi-
na-Bewegung in Augsburg 
entwickelt und wie bewer-
tet ihr die Repressionen in 
dem Zusammenhang?

Angefangen hat die Bewegung mit 
nicht angezeigten Demonstrationen 
in der Augsburger Innenstadt, wel-
che sehr schnell von den Ordnungs-
kräft en unterbunden wurden und 
die Teilnehmer:innen, viele mit mi-
grantischem Hintergrund, haben das 
volle Maß an Repressionen erfahren. 
Zeitweise wurde sogar verboten, auf 
Palästinademos den Begriff  „Geno-
zid“ zu verwenden. Das konnte aller-
dings erfolgreich abgewehrt werden. 
Das Solidaritätsnetzwerk Augsburg 
und andere fortschritt liche linke Or-
ganisationen haben sich schnell mit 
der Bewegung solidarisiert und diese 

unterstützt. Und auch heute sind 
wir mit der Bewegung ver-

bunden und besu-
chen deren 

Veranstal-
t u n g e n 

u n d 

Aktionen regelmäßig. Aktuell sind 
immer im Wechsel je eine Samstags-
demo und eine Montagsmahnwache 
am Königsplatz Augsburg. Insgesamt 
beobachten wir in Deutschland, dass 
das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung Stück für Stück immer weiter 
ausgehöhlt wird. Jede:r, der sich nicht 
an die „Staatsräson“ hält und eine 
andere Meinung kundtut als in den 
Staats- und Konzernmedien verbrei-
tet werden, muss aktuell mit Repres-
sionen rechnen. Schließlich möchte 
der deutsche Staat seine imperialis-
tischen Interessen verteidigen und 
überzieht aus diesem Grund paläs-
tinasolidarische Aktivist:innen mit 
Repressionen. Dem müssen wir ent-
schlossen entgegentreten und trotz 
Repression widerständig bleiben. Vor 
allem müssen wir aber erkennen, 
dass der Ursprung der Repressio-
nen die imperialistischen Interessen 
des deutschen Staates sind und da-
her auch unser Kampf für ein freies 
Palästina mit dem Kampf gegen den 
deutschen Imperialismus verbinden.

Bereits in der Vergangen-
heit haben linke Gruppen 
Augsburg als „Experien-
tierfeld“ der Polizei be-
zeichnet, die schaut, wie 
weit sie im Kampf gegen 
links gehen kann. Wie 
schätzt ihr das ein?

Ja, das Off ene Antifaschistische 
Treff en Augsburg (OAT) hat die 
Entwicklung der Repression in 
Augsburg so eingeordnet und dem 
würden wir grundsätzlich zustim-
men. In Augsburg sind auch die bes-
ten Voraussetzungen gegeben, um 
als Experimentierfeld zu dienen. Die 
Staatsanwaltschaft  hier in Augsburg 
ist besonders rechts. Darüber ist sie 
bekannt für ihre harten Straff orde-
rungen. Seit ca. 2018 nimmt die Re-
pression in Augsburg zu. 2020 hat 
sie einen Höhepunkt erlebt und seit 
ca. 2022 erleben wir in Augsburg 
komplett  verrückte Zustände an Re-
pression. Hier ist alles möglich. Du 
kannst für Stickern dein Handy ver-
lieren, wirst für politische Socken mit 
einer Geldstrafe verurteilt oder für 
ein paar auf Wänden aufgetauchte 
Schrift züge erhältst du das Komplett -
paket des Überwachungsstaates mit 
Staatstrojaner, Telekommunikations-

überwachung, Observation etc. Diese 
Repression spitzt sich allerdings nicht 
im luft leeren Raum zu. Die Repressi-
on wächst mit den Erfolgen, die wir 
als revolutionäre und klassenkämpfe-
rische Bewegung erzielen. So absurd 
es klingen mag, aber die Repression 
ist ein Zeichen dafür, dass wir etwas 
richtig machen und der Staat unse-
rem steigenden Einfl uss etwas ent-
gegensetzen muss.

Ihr habt noch am Abend 
der Durchsuchungen mit 
einer Spontandemo re-
agiert. Haben euch die 
Hausdurchsuchungen 
nicht eingeschüchtert?

Na klar hätt en wir alle auf diese 
Hausdurchsuchungen verzichten 
können. Eingeschüchtert haben sie 
uns allerdings nicht. Wir sind davon 
überzeugt, für das Überleben des pa-
lästinensischen Volkes und für dessen 
Selbstbestimmung einzutreten. Und 
wenn man selbst davon überzeugt ist, 
was man tut, dann kann einem die 
Repression nichts anhaben. Viel mehr 
stärkt sie deine Moral und deinen 
Kampfgeist. Denn jetzt werden wir 
erst recht unsere Stimmen erheben 
für ein Volk, das gerade einen Geno-
zid erlebt und gegen einen Staat, der 
für seine imperialistischen Interessen 
über Leichen geht. Dementsprechend 
haben wir also viel mehr dadurch ge-
wonnen als die Klassenjustiz in unse-
ren Wohnungen. 

Wir werden demnächst eine Spen-
denaktion über die Rote Hilfe e.V. 
starten. Insgesamt wurden elektroni-
sche Geräte und anderes Material im 
Wert von mehr als 5400 € beschlag-
nahmt. Wir gehen davon aus, dass 
dieses uns wohl länger fehlen wird 
und haben bereits angefangen, es aus 
eigener Tasche zu ersetzen. Hinzu 
kommen noch die Kosten für unsere 
Anwält:innen. Ein großer Dank geht 
auch nochmal an alle Genoss:innen, 
welche uns in Augsburg und vielen 
anderen Städten, in denen parallel zu 
unserer Demonstration spontan Soli-
daritätsaktionen statt fanden, solida-
risch unterstützt haben.

Spendenkonto:
Rote Hilfe e.V.
DE58 4306 0967 4007 2383 60
Betreff : Laminate Augsburg

Am 25. September durchsuchte der Staatsschutz im frühen Morgengrauen vier Wohnungen von Aktivist:innen des 
Solidaritätsnetzwerks in Augsburg. Im Interview schildern sie die Hintergründe und ihren Umgang damit.

„Der Staat will uns einschüchtern, 
erreicht aber das Gegenteil!“

worfen. Dieser Vorwurf ist jedoch 
absolut konstruiert. Die Erklärung 
beschäft igt sich mit den Ereignissen 
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Das Solidaritätsnetzwerk Augsburg 
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Die deutschen Schulen befi nden 
sich zu einem großen Teil in einem 
schlechten Zustand. Das ist nicht ver-
wunderlich, wenn man sich anschaut, 
wohin die Bundesregierung das Geld 
in den letzten Jahren gegeben hat: 
Statt  sich um die langsam zerfallen-
den Schulgebäude zu kümmern, wur-
den nämlich zum Beispiel lieber 100 
Milliarden Euro Sondervermögen in 
die Bundeswehr gesteckt. In diesem 
System bietet die Schule Jugendli-
chen wenig. 

Lerninhalte und Ziel 
des Schulsystems 

Aber nicht nur die Schulgebäude sind 
marode, sondern das ganze System. 
Schaut man sich die Unterrichtsin-
halte oder auch nur die Fächer an, 
zeigt sich schnell, dass das Ziel des 
Bildungssystems nicht in erster Li-
nie ist, den Schüler:innen nützliches 
Wissen für ihr Leben zu vermitt eln, 
sondern die ganze Schulzeit darauf 
ausgelegt ist, die Jugendlichen auf 
ihre spätere Rolle im Kapitalismus 
vorzubereiten. So gibt es immer wie-
der Beispiele, wie in Hauptschulen 
den Schüler:innen beigebracht wird, 
wie Hartz-IV-Anträge ausgefüllt wer-
den. Außerdem wird in der Schule 
den Kindern und Jugendlichen von 
klein auf eingeschärft , dass Hierar-
chien zu achten und Höhergestell-
te mit „Respekt“ zu behandeln sind. 
Uns wird gezeigt, dass wir uns nicht 
widersetzen dürfen und in keiner 
Situation den Respekt vor den Lehr-
kräft en verlieren dürfen, sonst dro-
hen schlechte Noten. Das heißt nicht, 
dass alle Lehrkräft e ihre Schüler:in-
nen schlecht behandeln würden, aber 
es häufen sich die Fälle von respekt-
losem Umgang von Lehrer:innen mit 
Schüler:innen, die völlig ungestraft  
einfach hingenommen werden. Selbst 
bei frauen- oder queerfeindlichen 
Aussagen trauen sich Schüler:innen 
oft mals nicht, sich zu wehren. Für das 

zukünft ige Arbeitsleben heißt das: 
Mach was der Chef sagt und fertig.

Im Vergleich mit anderen Ländern 
schneidet das deutsche Bildungs-
system beim Th ema Chancengleich-
heit sehr schlecht ab. So besuchen 
laut einer Studie des Wirtschaft sfor-
schungsinstituts ifo aus dem letzten 
Jahr nur 28,2% nach der Grundschule 
ein Gymnasium, wenn kein Eltern-
teil Abitur hat, jedoch sind es 75,3%, 
wenn beide Elternteile Abitur haben. 
Der Werdegang des Kindes ist also 
stark abhängig vom Abschluss der 
Eltern. Aber schon die Einteilung in 
Hauptschule, Realschule und Gym-
nasium ist unfair – und erfüllt einen 
ganz besonderen Zweck im Kapita-
lismus. Durch diese besondere Ein-
teilung werden die Jugendlichen 
und so auch die Arbeiter:innenklas-
se gespalten. Den Gymnasiast:innen 
wird eine Gruppe gegeben, auf die 
sie herabschauen können, und die-
ses Abwerten der anderen wird oft  
noch von den Lehrkräft en bestärkt. 
„Ihr benehmt euch ja wie Hauptschü-
ler“ oder „Wir sind hier nicht an der 
Hauptschule“ sind keine selten ge-
sagten Sätze an Gymnasien. Damit 
spiegelt sich die systematische Spal-
tung der Arbeiter:innenklasse im Bil-
dungssystem wider. 

Lebensrealität und Bedürf-
nisse von Schüler:innen

Bei der Spaltung der Jugend durch die 
unterschiedlichen Schulformen und 
den ungepfl egten Räumlichkeiten 
bleibt es jedoch nicht. Die Lebens-
realität von Schüler:innen lässt auch 
sonst besonders in den höheren Klas-
sen stark zu wünschen übrig. Ewig 
lange Unterrichtszeiten mit wenigen 
kurzen Pausen sind in der Oberstufe 
keine Seltenheit. An einem Frankfur-
ter Gymnasium beispielsweise haben 
viele Schüler:innen der Oberstufe 
Unterricht von 8 bis 15:40 Uhr, und 

das ohne Mitt agspause. Auch Unter-
richt von 8 bis 18 Uhr mit nur einer 
45-minütigen Mitt agspause ist nicht 
selten und für einen Kurs soll dies 
nun auch noch auf 18:20 Uhr ver-
längert werden. Die Schule hat auf-
grund von zu wenig Lehrkräft en und 
Mangel an Räumen einzelne Kurse 
mit einem anderen Oberstufengym-
nasium zusammengelegt, jedoch lie-
gen zwischen den beiden Schulen 
zwanzig Minuten Wegzeit mit der U-
Bahn. Die Schüler:innen müssen da-
her mehrmals die Woche ihre Pausen 
opfern, um an die andere Schule fah-
ren und der Unterricht für alle ande-
ren schiebt sich danach um zwanzig 
Minuten nach hinten, damit niemand 
zu spät kommen muss. Statt  dass 
eine andere Lösung gefunden wird, 
müssen hier aber wieder einmal die 
Schüler:innen herhalten und einfach 
zwanzig Minuten länger bleiben. 

Nach diesen langen Schultagen wird 
von den Schüler:innen dann noch 
erwartet, dass sie die Hausaufgaben 
erledigen und für ihre Klausuren ler-
nen. Und das alles zu Zeiten, durch 
die sich Jugendliche wirklich quälen 
müssen: Morgens um 8 Uhr fünf mal 
die Woche konzentriert in der Schu-
le zu sitzen, schafft   wirklich kaum 
jemand. Verschiedene Studien be-
legen seit Jahren, dass ein späterer 
Schulstart für bessere Konzentrati-
on, Stimmung und Leistung bei den 
Schüler:innen sorgen würde. Hier 
lässt sich wieder erkennen, dass das 
Schulsystem überhaupt nicht auf die 
Bedürfnisse von Jugendlichen ausge-
richtet ist. 

All das schlägt sich natürlich auch 
in der Gesundheit von Schüler:innen 
nieder. Eine Erhebung der DAK aus 
dem letzten Monat zeigt: Mehr als die 
Hälft e der Schüler:innen fühlen sich 
erschöpft , fast ein Dritt el berichtet 
von erhöhter Einsamkeit. Hier zeigt 
sich außerdem ein Unterschied nach 

sozialer Schicht, denn der Anteil un-
ter Kindern aus Familien mit niedri-
gem Sozialstatus ist besonders hoch. 
Der Stress durch die Klausuren und 
den Leistungsdruck in Kombination 
mit den mangelhaft en Lernbedingun-
gen führt zu vielen unterschiedlichen 
psychischen Problemen wie Depres-
sionen - aber auch Schlafprobleme 
im Allgemeinen, Kopf-, Rücken- und 
Bauchschmerzen sind unter Jugend-
lichen auch nicht selten, und die Zahl 
der Betroff enen steigt seit Jahren. 
Das sind die Auswirkungen eines 
Bildungssystems, das nicht auf die 
Bedürfnisse von Schüler:innen aus-
gelegt ist. 

Keine Lösung im 
Kapitalismus 

Die Zukunft  sieht leider auch nicht 
rosiger für die Schüler:innen aus. 
Bald könnte ihnen nach der Schule 
wieder die Wehrpfl icht drohen und 
im Zuge der Militarisierung werden 
die Gelder für Bildung und Sozia-
les noch weiter gekürzt werden. Für 
eine tatsächliche Besserung muss das 
Problem also an der Wurzel gepackt 
werden. Eine langfristige Reform des 
Bildungssystems ist im Kapitalismus 
nicht möglich.  Solange der Kapitalis-
mus existiert, wird das Ziel des Schul-
systems immer sein, die Jugendlichen 
zu „guten Staatsbürger:innen“ und 
leistungsbereiten Arbeiter:innen zu 
erziehen. Die einzige Möglichkeit, 
ein wirklich gerechtes Bildungssys-
tem zu erschaff en, ist es, ein System 
jenseits des Kapitalismus zu schaff en.  
Ein System in dem die Schüler:in-
nen in der Schule mitbestimmen, den 
Schulalltag aktiv mitgestalten und 
ohne Konkurrenz lernen können. 
Dafür müssen sich schon heute die 
Schüler:innen zusammenschließen 
und für eine bessere Bildung kämp-
fen und Widerstand leisten gegen die 
Verschlechterung ihrer Lebensum-
stände. 

Die meisten Jugendlichen, die heute zur Schule gehen, können ein Lied davon singen, in welch schlechtem Zustand 
sich ihre Schule befi ndet – seien es Kakerlaken in den Gängen, einstürzende Deckenteile in Container-Klassen-
räumen oder Sanitäranlagen ohne Seife und Toilettenpapier: All das gehört für viele Schüler:innen zum Alltag. Ein 
Kommentar von Emil Glücklich.

Bildung

Kein Geld für Schulen – 
Leistungsdruck für 
Schüler:innen
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35 Jahre Mauerfall: 
Ist heute alles besser?

In der Geschichtsschreibung zum Fall 
der Berliner Mauer spielt vor allem 
ein Missverständnis während einer 
Pressekonferenz am 9. November 
1989 eine gewichtige Rolle: Der SED-
Mann Günter Schabowski verkün-
dete, einen Tag früher als eigentlich 
vom SED-Zentralkomitee vorgese-
hen, im Internationalen Pressezen-
trum der DDR eine neue Regelung: 
Für Bürger:innen der DDR werden 
„sofort, unverzüglich” Überquerun-
gen der Grenze nach Westdeutsch-
land ohne größere Einschränkungen 
möglich seien.

Weil noch am selben Abend Zehn-
tausende DDR-Bürger:innen an die 
Grenzen strömten und die dort sta-
tionierten Grenzsoldat:innen über-
rumpelten, konnte die SED-Regie-
rung letztlich nicht anders, als die 
Kontrolle über die Grenze komplett  
aufzugeben.

Doch in den Wochen nach der Öff -
nung der Grenzen fühlten sich zuneh-
mend auch viele Bürgerrechtler:in-
nen, die in der DDR für Reformen und 
Verbesserungen wie Reisefreiheit ge-
kämpft  hatt en, missverstanden. Denn 
sie hatt en ursprünglich keineswegs 
eine Vereinigung mit dem westdeut-
schen Nachbarn gefordert, sondern 
eine Demokratisierung des maroden 
und repressiven Systems und mehr 
Einsatz für Frieden in Europa. Gleich-
zeitig folgten aber immer mehr Pro-
testierende den westdeutschen For-
derungen nach der deutschen Einheit 
und einem Zusammenschluss mit der 
BRD.

Sechs Wochen nach dem Mauer-
fall, am 19. Dezember 1989, hielt der 
westdeutsche Kanzler Helmut Kohl 
in Dresden vor der Frauenkirche 
schließlich eine Rede, in der er die 
Einheit des deutschen Volkes pries 
und schwor: „Von deutschem Boden 
muss in Zukunft  immer Frieden aus-
gehen - das ist das Ziel unserer Ge-
meinsamkeit!”. Eine neue Losung 
machte sich unter den Protestieren-
den breit: „Einig deutsches Vater-
land“.

„Gemeinsamkeit und 
Frieden“ lassen auf 

sich warten

Der BRD und vor allem den westdeut-
schen Kapitalist:innen ging es dabei 

nie um die rührselig herbeigeredete 
Einheit, sondern tatsächlich um die 
Annexion Ostdeutschlands. Weder 
vor noch nach 1990 hat sich jemals 
ein kapitalistisches Land eine Volks-
wirtschaft  in vergleichbarer Größen-
ordnung einverleibt. Die Vereinigung 
mit Ostdeutschland war dabei bereits 
über Jahrzehnte das erklärte Ziel der 
BRD gewesen – und zwar, um die 
Vorherrschaft  Deutschlands in Eu-
ropa nach dem verlorenen Zweiten 
Weltkrieg wiederherzustellen und 
dem deutschen Kapital langsam und 
Schritt  für Schritt  die verloren ge-
gangen Einfl ussbereiche zurückzu-
erobern.

Der „Frieden”, von dem Kohl 1989 re-
dete, war der gleiche „Frieden”, den 

später das wiedervereinigte Deutsch-
land mit den ersten Bundeswehraus-
landeinsätzen in Kosovo und Serbien 
und später zum Beispiel auch in Af-
ghanistan zu bewahren vorgab. Und 
es ist der gleiche „Frieden”, für den 
heute die BRD aufrüstet und Pan-
zer in Kriegsgebiete exportiert -  ein 
„Frieden” also, der die Sicherheit des 
deutschen Kapitals mit Waff engewalt 
verteidigt.

Und auch die „Gemeinsamkeit” in 
Westdeutschland und Ostdeutsch-
land, die sich so viele erhofft   haben, 
gibt es heute nicht. Denn noch immer 
klafft   zum Beispiel bei den Löhnen der 
Arbeiter:innen in West und Ost ein 
Unterschied von durchschnitt lich 824 
Euro pro Monat. Im Zuge der „Ein-
heit” wurden die Wirtschaft sstruk-
turen der DDR zugunsten der Profi te 
der westdeutschen Kapitalist:innen 
vollständig zerschlagen. 

Die Unzufriedenheit vieler Ostdeut-
schen stößt nicht selten auf Unver-
ständnis: Warum geben sie sich denn 
nicht damit zufrieden, dass es ihnen 
nun besser geht als zu DDR-Zeiten? 
Doch genau hierin liegt ein weiteres 
Missverständnis. Denn die Lehren, 
die wir heute aus den Ereignissen 
rund um den Mauerfall und die deut-
sche Einheit ziehen können, ist vor 
allem die, dass wir, wenn wir unse-
re Freiheit erkämpfen wollen, unsere 
Hoff nung niemals in ein kapitalisti-
sches System legen sollten.
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Vor 35 Jahren, am 9. November 1989, fi el die Berliner Mauer und die Grenzen zwischen den beiden deutschen Staa-
ten DDR und BRD wurden geöff net. Während sich für westdeutsche Kapitalist:innen Träume erfüllten, brachte die 
Wiedervereinigung für viele Arbeiter:innen vor allem Enttäuschung und neue Probleme. Wie steht es heute um die 
Einheit? - Ein Kommentar von Mohannad Lamees.

Lear 21 at English Wikipedia (htt ps://commons.wikimedia.org/wiki/File:West_and_East_Germans_at_the_Bran-
denburg_Gate_in_1989.jpg), „West and East Germans at the Brandenburg Gate in 1989“, htt ps://creativecommons.
org/licenses/by-sa/3.0/legalcode


